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UMWELTPLANUNG ALS KOMMUNIKATIVE HERAUSFORDERUNG

Hans-Joachim Fietkau

Komplexität und Unsicherheit in der Umweltpla­
nung

Wer im politischen Raum etwas auf sich hält, 
fundiert seine Behauptungen und Forderungen 
wissenschaftlich. Ohne eine solche Absicherung 
findet kaum noch jemand Gehör. Nur ein Naivling 
kann es wagen, auf sie zu verzichten, würde er 
sich doch sonst dem Vorwurf aussetzen, ledig­
lich ideologisch zu argumentieren, den Stand 
unseres Wissens nicht zur Kenntnis zu nehmen 
oder ohne sachliche Begründung allein eigene 
Interessen zu verfolgen.

Zumindest im Bereich der Umweltpolitik ist es 
aber sehr deutlich geworden, daß der Rekurs auf 
die Wissenschaft nun keineswegs dazu führt, ei­
ne Angleichung der Urteile über den Zustand der 
Umwelt, über mögliche Folgen von Maßnahmen oder 
über die Grenzen der Belastbarkeit' unserer Ge­
sundheit oder unseres Ökosystems zu erreichen.

Umweltpolitisches Entscheiden scheint ein Para­
debeispiel für eine Handlungssituation zu sein, 
in der die Akteure unter einer kaum durchschau­
baren Kompexität des Realitätsfeldes und unter 
Unsicherheiten über die Handlungseffekte ent­
scheiden müssen.

Gleichgültig, ob man für oder gegen die Einfüh­
rung von Geschwindigkeitsbegrenzungen ei nt ritt, 
ob man eine Verschärfung von Emissionsgrenzwer- 
ten von Kraftwerken fordert oder die bestehen­
den Regelungen für ausreichend hält, ob man die 
Risiken der Kernenergie als tragbar oder als 
unzumutbar erachtet - für jede Position gibt 
es wissenschaftliche Experten, die zur Stützung 
des eigenen Standpunkts zitiert werden können.

So kommt es z. B. im Bereich der Luftreinhalte- 
Politik- in unterschiedlichen Landern zu höchst 
unterschiedlichen Emissionsgrenzwerten, ob­
gleich die Annahme plausibel erscheint, daß 
Menschen unterschiedlicher Nationalität nicht 
auch auf unterschiedliche Weise auf Luftverun­
reinigungen mit gesundheitlichen Folgen rea­
gieren .

Ein Blick in die jüngere Geschichte der Umwelt­
politik zeigt, daß Planungshoffnungen zu späte­
ren Zeitpunkten häufig als Planungsfehler ange­
sehen wurden.

Die "städtebaulichen Sünden" der 50er und 60er 
Jahre, die euphorischen Erwartungen, die am Be­
ginn der Entwicklung in die Kernkraft gesetzt 
wurden, die Bevorzugung des Individualverkehrs, 
die Hoffnungen in die Industrialisierung unter 
Vernachlässigung der Entsorgung der (toxischen) 
Industrieabfälle etc. sind sicher kein Beleg 
für eine Skrupellosigkeit gegenüber Umweltpro­
blemen, sie sind vielmehr Zeuge der Schwierig­
keit, Handlungsfolgen abzuschätzen und Bewer­
tungen künftiger Generationen vorherzusehen.

Die Vielzahl praktischer Beispiele dieser Art, 
aber auch wissenschaftstheoretische Betrachtun­
gen lassen es als eine Illusion erscheinen, 
(umwelt)politisches Handeln (restfrei) aus na­
turwissenschaftlichen Befunden begründen zu 
können.

Die sichtbaren Begrenztheiten wissenschaftli­
cher Problemanalyse- und Prognosefähigkeiten - 
die sich in einigen Jahren sicher auch gegen­
über unseren heutigen wissenschaftlichen Be­

trachtungsweisen formulieren lassen - rücken 
die psychischen und sozialen Mechanismen poli­
tischer Urteilsfindung in den Vordergrund.

Die Beurteilung der Umweltsituation und die 
Ausformulierung von Handlungsstrategien unter- 
liegt einem individuellen und kollektiven Wahr­
nehmungsprozeß mit einer Vielzahl zufälliger 
oder systematischer Urtei1 stendenzen . Die Aus­
einandersetzung über Handlungsoptionen erfolgt 
darüberhinaus unter dem Einfluß eigener (grup­
penbezogener ) Interessen 1agen und schließt 
wechselseitige Vorurteile über (andere) gesell­
schaftliche Gruppen, die in dem jeweiligen Pro­
blemfeld aktiv sind, mit ein.

Bei der Festlegung von Schadstoffgrenzwerten, 
bei der Akzeptanz oder Zurückweisung technikbe­
dingter Risiken, in umweltbezogenen Planungs­
entscheidungen spielt der Faktor Mensch eine 
häufig unterschätzte Rolle.

Wir nehmen unsere natürliche Umwelt subjektiv 
wahr, registrieren Veränderungen, entwickeln 
Ängste, suchen nach Ursachen, befürchten 
Trends, machen Schuldzuweisungen, stellen poli­
tische Forderungen auf, versuchen uns individu­
ell mit Gefährdungen zu arrangieren, suchen 
nach anderen Lebensformen usf..

Die Formen der Verarbeitung der Umweltproblema- 
tik sind Ausdruck sich verändernder Wertstruk­
turen in unserer Gesellschaft. Zum Verständnis 
ökologisch orientierter Wertvorstel1ungen ist 
es hilfreich, sich Ursachen des sich in Indus­
trienationen vollziehenden Wertwandels zu ver- 
gegenwarti gen.

Wertwandel

In den letzten Jahrzehnten hat sich in allen 
westlichen Industrienationen eine Wandlung und 
Diversifikation von Werthaltungen entwickelt. 
Es ist zu Brüchen in den Wertorienti erungen 
zwischen den Generationen und zwischen gesell­
schaftlichen Teilbereichen gekommen.

Inglehart (1977) beschreibt diesen Wertwandel 
als einen Übergang von einer eher "materialis­
tischen" zu einer eher "postmaterialistischen" 
Grundorientierung in westlichen Industriena­
tionen. Hierbei greift er auf motivationspsy­
chologische Theorien der (humanistischen) Psy­
chologie zurück, wobei er insbesondere die Be- 
dürfnishierarchie von Maslow als Erklarungshin- 
tergrund heranzieht.

Nach Absättigung materieller Grundbedürfnisse 
sei der Mensch hiernach frei zur Entwicklung 
von Bedürfnissen, Zielen und Werten, die seiner 
Selbstentfaltung dienen. Dieses Bedürfnis nach 
Seibstentfaltung zeige sich in unterschiedli­
chen gesellschaftlichen Teilbereichen (z. B. 
auch im Wunsch nach mehr politischer Mitwirkung 
über Bürgerinitiativen).

Die "Neuen Werte" bezeichnet Inglehart als 
postmaterielle Wertvorstellungen. Diese finden 
sich insb. bei jüngeren, besser ausgebildeten 
Personen und eher bei denen, die Verwaltungs- 
tatigkeiten ausführen oder soziale Dienstlei­
stungsaufgaben wahrnehmen.

Erfahrungsveri uste

Die Sicherstellung materieller Bedürfnisse für 
breite Bevölkerungskreise greift aber als Er­
klärung für die Entstehung neuer Werte zu kurz. 
Als weitere Ursache läßt sich eine schwindende



Kontrolle des Menschen übersein Handlungsfeld 
heranziehen (Erfahrung^Verluste) .

Drei Aspekte lassen sich hierbei unterscheiden:

- Expotentielle Wissenszunahme: Das dem Men­
schen potentiell verfügbare Wissen ist in ei­
nem Ausmaß gewachsen, daß der einzelne über 
einen immer kleineren Teil am Gesamt dieses 
Wissens verfügt.

- Differenzierung gesellschaftlicher Teilsyste­
me: Lebensbereiche differenzieren sich und 
entfernen sich voneinander. Eine solche Dif­
ferenzierung von Lebensbereichen erfolgt so­
wohl im beruflichen Alltag als auch im Zusam­
menleben der Generationen.

- Beschleunigter sozialer und technischer Wan­
del: Gelerntes Wissen veraltet in immer kür- 
zerenZeitabständen.

Dies führt zu Orientierungsschwrerigkeiten . Der 
einzelne weiß immer weniger relativ zur Gesamt­
heit des zur Verfügung stehenden Wissens. Es 
wird zunehmend problematisch, die Erfahrungen 
der alteren Generation unreflektiert an die 
jüngere weiterzugeben, weil wir nicht wissen 
können, welches Wissen denn künftig noch hand­
lungsrelevant sein wird. Die Kooperationsmög­
lichkeiten zwischen gesellschaftlichen Teilsys­
temen werden schwieriger, es wachsen Mißver­
ständnisse und Vorurteile.

Die Beschleunigung des gesellschaftlichen Wan­
dels, die Aufsplitterung unserer sozialen Rea­
lität und die wachsende Unüberschaubarkeit un­
seres Wissens hat psychische und soziale Fol­
gen: Die Zukunft wird immer offener, d. h. 
schwieriger prognostizierbar, tradierte Verhal­
tensgewohnheiten verlieren immer schneller ihre 
Legitimation, jeder von uns hat einen immer 
kleiner werdenden Anteil am Gesamt der gesell- 
schaftlichen Erfahrungsmöglichkeiten.

Parallel zu diesen Erfahrungsverlusten werden 
die Folgen und Nebenfolgen unseres politischen, 
technischen und wirtschaftlichen Handelns immer 
undurchschaubarer. Wir greifen in komplexe Sys­
teme ein, ohne die Konsequenzen unseres Han­
delns auch nur annähernd überblicken zu können.

Die moderne Denkpsychologie zeigt sehr deut­
lich, daß wir unsere Fähigkeit, mit komplexen 
Systemen umzugehen, überschätzen.

Auch politische und wirtschaftliche Entschei­
dungsträger unterliegen diesen Erfahrungsverlu- 
sten ud manche von ihnen artikulieren die dar­
aus resultierende Hilflosigkeit bereits offen. 
Mit der wachsenden Begrenzung unserer Erfah­
rungsmöglichkeiten aber werden politische Fehl­
entscheidungen wahrscheinlicher.

Diese Prognoseunsicherheiten waren historisch 
solange wenig bedeutsam, wie Handlungsfolgen 
relativ kleinmaßstabig auftraten und der ge­
sellschaftliche Wandel und der Wandel von Wert­
vorstellungen sich langsamer vollzog, als dies 
heute der Fall zu sein scheint.

Die Beschleunigung der Veränderung unserer Le­
bensumwelt und die damit verbundene Beschleuni­
gung in der Veränderung unserer Lebensvorstel­
lungen machen es schwieriger, angemessen solche 
technischen und gesellschaftlichen Veränderun­
gen einzuleiten, die auch noch vor den Maßstä­
ben künftiger Generationen Bestand haben sol­
len. Andererseits aber erfordern gerade Groß­
technologien (Energieversorgungssysteme , Ge­
staltung von Transportsystemen etc.) Planungs- 
vorlaufe, die über die Prognosekompetenz derer, 
die planen, hinauszugehen scheinen.

Umweltbezogene Einstellungen und Verhaltenswei­
sen

Umweltschutz ist zu einem allgemeinen, gesell­
schaftlichen Anliegen geworden. Es gibt kaum 
noch jemanden, der Umweltprobleme als nicht 
dringlich ansehen würde, der nicht schnelle und 
wirksame Maßnahmen fordern würde, der nicht be­
reit wäre, für eine bessere natürliche Umwelt 
auch persönliche Opfer zu bringen. Dies belegt 
die Umfrageforschung seit mehr als zehn Jahren 
sehr eindrucksvoll, dies bestätigt sich auch in 
unterschiedlichen Kommunikationserfahrungen im 
Alltag.

In den Bereichen, in denen der Bevölkerung die 
Problematik deutlich geworden ist und in denen 
geeignete umweltgerechte Hand 1ungsa11ernativen 
bereit gestellt wurden, wie es etwa im Bereich 
Abfall-Recycling der Fall war, haben sich in 
wenigen Jahren deutliche Veränderungen in den 
Verhaltensgewohnheiten ergeben. Ähnlich positi­
ve Entwicklungen haben sich bei der Einsparung 
von Heizenergie privater Haushalte ergeben. Es 
ist zu erwarten, daß der Anteil von Katalysa­
torfahrzeug en in den nächsten Jahren wesentlich 
steigen wird. Es besteht offensichtlich auch 
eine große Bereitschaft zum umweltgerechten 
Handeln im Bereich der Haushaltschemie, z. B. 
Kauf und Nutzung umweltgerechter Waschmittel.

Wir können davon ausgehen, daß sehr viele Men­
schen umwel tgerechten Handlungen den Vorzug ge­
ben , wenn

- entsprechende Anreizsyteme gegeben sind,

- die umweltgerechten Handlungsoptionen für den 
Handelnden in ihrer umweltbezogenen Wirksam­
keit deutlich erkannt werden können

- und sich die Handlungen in den Wertekontext 
der Person und das Gesamt ihrer Handlungsge­
wohnheiten einordnen lassen.

Wenn der einzelne in seinem privaten Lebensum­
feld noch (immer) nicht in hinreichendem Maße 
Umwelterfordernissen Rechnung trägt, dann müs­
sen die Bereiche im einzelnen genau analysiert 
werden und es bedarf einer Einschätzung dar­
über, ob z. B. durch Industrie oder Politik in 
hinreichendem Maße Rahmenbedingungen für die 
erwünschten Verhaltensweisen geschaffen wurden.

Die Lösung der Umweltprobleme wird sicher ent­
scheidend mit vom Verhalten breite- Bevölke­
rungsgruppen abhängen. Aber es ist wenig er- 
fol gversprechend , Verhal tensänderungen und ge­
legentlich - zumindest aus der Sicht der Be­
troffenen - auch Einschränkungen zu erwarten, 
ohne zugleich deutlich werden zu lassen, daß 
ein entsprechender Veranderungsprozeß in den 
Handlungs- und Entscheidungsgewohnheiten in Po­
litik und Wirtschaft stattfindet.

Allen hier angesprochenen derzeit beobachtbaren 
Verhaltensänderungen ist gemeinsam, daß sie oh­
ne weitreichendere Veränderungen im "allgemei­
nen Lebensstil" vollziehbar sind. Sie fügen 
sich in den Kontext tradierter Lebensgewohnhei­
ten ein. Es ist jedoch fraglich, ob im Rahmen 
von Bemühungen einer breit angelegten Ökologi­
sierung gesellschaftlicher Realität derartige 
punktuelle Verhaltensmodifikationen ausreichen.

Es wird längerfristig wahrscheinlich eine tie­
fergehende Revision unserer Lebensgewohnheiten 
erforderl ich . Derartige Veranderungsprozesse 
sind allerdings schwieriger zu entwerfen und 
lassen sich wahrscheinlich nur im Wechsel der 
Generationen implementieren. Solche Verände­
rungsprozesse werden Ängste und Widerstande 
auslösen: Angst vor Restriktion der eigenen 
Entfaltungsmöglichkeit, Angst vor Systemverän­



derung usf..

Trotz offenkundiger Änderungen unserer Verhal­
ten sgewo hn he i ten ist die Auffassung weit ver­
breitet, der jeweils andere - mein Nachbar, die 
Industrie, eine bestimmte politische Partei 
oder auch die Bürgerinitiativbewegung - sei 
entweder nicht hinreichend über Umweltfragen 
informiert oder lasse es an dem gebotenen ge­
sellschaftlichen Verantwortungsbewußtsein feh­
len. Wie es zu solchen Urteilen kommen kann, 
will ich an einem einfachen Alltagsbeispiel 
verdeutlichen, das stukturanalog auch auf wei­
terreichende gesellschaftliche Handlungs- und 
Urteilsformen generalisiert werden kann:

Ich fahre fast jeden Tag von zu Hause zu meinem 
Arbeitsplatz mit dem eigenen Pkw, obgleich ich 
mit geringfügig höherem Zeitaufwand auch öf­
fentliche Nahverkehrsmittel benutzen könnte. 
Für einen außenstehenden Beobachter wird dieses 
Verhalten Ausdruck eines Mangels an Umweltbe­
wußtsein sein (der bei mir umso schwerer wiegt, 
weil ich mich doch beruflich mit solchen Fragen 
beschäftige). Für mich aber selbst gibt es eine 
Vielzahl situativer Gründe, die mich “zwingen", 
dem eigenen umweltbelastenden Pkw den Vorzug zu 
geben. Mein Verhalten führt bei mir nicht dazu, 
mein eigenes Umweltbewußtsein in Frage zu stel- 
1 en.

Solche Unterschiede in der Bewertung sind als 
systematische Tendenzen durch psychologische 
Forschung belegt: Das geiche Verhalten wird von 
einem Außenstehenden eher motivational gedeu­
tet, wahrend der Handelnde selbst die Ursachen 
für sein Handeln weniger in Besonderheiten sei­
ner Person als vielmehr in den Bedingungen der 
Situation sucht.

Diese Urteilstendenz verleitet uns zu dem Fehl­
schluß, dem jeweils anderen, der anderen ge­
sellschaftlichen Gruppe ein Defizit an morali­
scher Kompetenz zuzuschreiben und bei sich 
selbst, bei der eigenen Bezugsgruppe das ge­
sellschaftliche Verantwortungsbewußt sein zu lo­
kalisieren, das es den anderen zu vermitteln 
gilt: sei es durch Überzeugungsarbeit, sei es 
durch Maßnahmen und Regelungen, die den anderen 
zu dem erwünschten Verhalten zwingen.

Unsere unterschiedlichen Vorstellungen über 
adäquate Problemlösungen im Umweltbereich ba­
sieren offensichtlich auf unterschiedlichen 
alltäglichen Lebenserfahrungen. Zwei Grundan­
sätze können unterschieden werden: Die einen 
meinen, wir brauchten eine Verstärkung der na­
turwissenschaftlichen Forschung, eine beschleu­
nigte technische Umsetzung und ein hinreichen­
des ökonomisches Wachstum, um den technischen 
Wandel finanzieren zu können. Die anderen hal­
ten gerade diesen Prozeß für die Ursache der 
gegebenen Misere und wollen den Teufel nicht 
mit Beelzebub austreiben. Sie suchen nach neuen 
Lebensformen, gesellschaftlichen Strukturveran- 
derungen und geeigneten politischen Entschei­
dungswegen.

Es ist empirisch belegbar, daß die Entscheidung 
für den einen oder den anderen Weg vom sozialen 
Standort des Urteilenden bestimmt wird. Men­
schen, die im Dienstleistungsbereich tätig 
sind, bevorzugen den Weg des gesellschaftlichen 
Wandels, Menschen im Produktionsbereich den der 
technischen Weiterentwicklung.

Wir haben offensichtlich eine Tendenz, auftre­
tenden Problemen gleichsam reflexartig mit Mit­
teln zu begegnen, die uns vertraut sind und 
fremde Lösungsansätze nicht zu beachten oder 
zurückzuweisen.

Auf diesem Hintergrund wird es verständlich, 
daß sich in Umweltschutzbürgerinitiativen drei­
mal soviele Menschen aus dem Bereich Wissen­

schaft, Erziehung und soziale Dienstleistung 
engagieren als es ihrem Bevölkerungsanteil ent­
spricht.

Aus einer Untersuchung des WissenschaftsZen­
trums Berlin, die international vergleichend 
(BRD, England, USA) bei der allgemeinen Bevöl­
kerung, Industriemanagern, Politikern und Um- 
weltschützern durchgeführt wurde, lassen sich 
Rückschlüsse auf Vorurteile und Kommunikations­
barrieren zwischen unterschiedlichen gesell­
schaftlichen Akteuren im Umweltbereich ziehen:

- Industriemanager präferieren technische Lö- 
sungsansatze im Umweltschutz. Sie unterschei­
den sich hierin von Vertretern der Umwelt- 
schutzbewegung, die auf eine Veränderung von 
Lebensgewohnheiten und gesellschaftlichen 
Strukturen setzen. Die allgemeine Bevölkerung 
nimmt hier eine Mittelposition ein, Politiker 
tendieren ähnlich, aber nicht ganz so extrem 
wie Industriemanager, zu technischen Lösungs- 
ansatzen.

- Alle Befragten sind mit der Umweltpolitik ih­
rer jeweiligen Regierungen unzufrieden und 
die Unzufriedenheit scheint eher zu wachsen. 
Bei Industriemanagern zeigt sich jedoch in 
allen drei Ländern eine allmähliche Einstel- 
1ungsVeränderung. Ihre Unzufriedenheit mit 
umweltpolitischen Maßnahmen baut sich langsam 
ab.

- Jede der befragten Gruppen schreibt sich 
selbst relativ hohe Handlungskompetenz zu. 
Deutsche Industriemanager sind noch stärker 
als ihre amerikanischen und englischen Kolle­
gen von ihren eigenen Möglichkeiten über­
zeugt.

- Das Vertrauen, das der Industrie hinsichtlich 
ihrer umweltbezogenen Aktivitäten von anderen 
gesellschaftlicher! Gruppen entgegengebracht 
wird, ist im Schnitt relativ gering. Die 
größte Skepsis gegenüber der Industrie ergibt 
sich erwartungsgemäß bei den Umweltschützern. 
Das Vertrauen in die Industrie ist aber auch 
bei der allgemeinen Bevölkerung und bei den 
Politikern relativ schwach ausgeprägt.

- Industriemanager in der Bundesrepublik 
Deutschland sehen sich als Antipoden zu den 
Umweltschützern. Eine vergleichbare Polari­
sierung ist in den USA und in England nicht 
gegeben.

Experimentiergesellschaft

Wie kann bei solchen Einstel1ungsunterschieden 
eine ökol ogisierte Industriegesellschaft von 
wem mit welchen Zielen und welchen Mitteln ge­
fördert werden? Hierauf gibt es sicher sehr 
viel e ' ei nzel ne und im Einzelfall nach ihrer 
Zweckmäßigkeit zu bewertende Maßnahmen. Techni­
sche, ökonomische, politische, rechtliche und 
fiskalische Antworten sind denkbar. Alle Maß­
nahmen, Eingriffe und Entwicklungen in unserer 
gesellschaftlichen Realität sind auf kompli­
zierte Weise miteinander verbunden und oft in 
ihren ökologischen Auswirkungen und ihren so­
zialen Folgen nur schwer ab zu schätzen. Diese 
Unsicherheiten, die sich u. a. in Konflikten 
unter Wissenschaftlern und in Gegensätzen zwi­
schen gesellschaftlichen Gruppierungen ausdrük- 
ken, führen auch dazu, daß das Mögliche nicht 
getan, oft nicht einmal erprobt wird.

Wahrscheinlich ist es zumindest auf mittel­
fristige Sicht wenig aussichtsreich, das große 
in sich theoretisch geschlossene und von allge­
meiner Erfolgserwartung getragene ökologisie- 
rungsprog ramm zu entwerfen. Die Ökologisierung



unserer Gesellschaft wird sich und kann sich 
nur in vielen kleinen.Schritten vollziehen, wo­
bei diese unterschiedlichsten Problemauffassun­
gen und Gesel1 Schaftsverständnissen folgen müs­
sen.

Die Entwicklung ökologisch verträglicher Tech­
nologien und die ökologisch vertragliche Ge­
staltung der gesellschaftlichen Ordnung ist un­
ter den o. g. Gesichtspunkten dann leichter er­
fahrungsbildend mitzuvollziehen, wenn es ge­
lingt, mit ihr gewissermaßen experimentierend, 
erprobend und lernend umzugehen. Es scheint 
immer weniger 1egitimierbar, eigene Standorte 
als allgemeingültig zu betrachten.

Ziel einer “Experimentiergesellschaft" (Fietkau 
1984) ist die Förderung von Lernprozessen und 
die Initiierung eines gesellschaftlichen Klimas 
und sozialer Mechanismen, die die Entstehung 
und Erprobung neuer Problemlösungsstrategien 
begünstigen.

Die Beschleunigung unserer individuellen und 
kollektiven Lernfähigkeit könnte eine Antwort 
sein auf die Beschleunigung des technischen und 
sozialen Wandels, mit dem wir leben. Anderer­
seits aber darf der gesellschaftliche Wandel 
n. t als ein autochtoner Veranderungsprozeß 
verstanden werden, an den es sich lediglich 
mehr oder weniger gut anzupassen gilt. Mit der 
Hoffnung auf die Lernfähigkeit von Individuen 
und Gesellschaften verbindet sich auch die Er­
wartung eines bewußten Umgangs mit und einer 
verantwortlichen Gestaltung von technischen und 
sozialgesellschaftlichen Entwicklungen.

Lernen setzt Erfahrungen machen voraus, wobei 
wir sowohl aus positiven wie auch aus negativen 
Konsequenzen unseres individuellen und kollek­
tiven Handelns lernen können und müssen. Da wir 
die Konsequenzen unseres Handelns in solchen 
komplexen Systemen nur schwer bestimmen können, 
sind wir offensichtlich gezwungen, uns vorsich­
tig tastend und d. h. erprobend in unsere Zu­
kunft hineinzubewegen.

Experimentierendes gesellschaftliches Lernen 
erfordert

- Förderung von Kreativität,

- die kleinräumige Implementation von Maßnah­
men, Ordnungsstrukturen und Technologien,

die schnelle Rückkoppelung von Handlungsfol­
gen ,

- eine den Veranderungsprozeß begleitende Maß­
nahmenevaluation

- und die Reversibilität der Maßnahmen.

Diese Prinzipien lassen sich zwar leicht auf- 
stellen, aber nur schwer verwirklichen. Einige 
Hindernisse: Es gibt Technologien, die kaum 
oder gar nicht kleinräumig implementiert werden 
können, Politiker und Wissenschaftler neigen 
gelegentlich wenig dazu, ihre Fehler einzuge­
stehen und ihre Entscheidungen und Maßnahmen zu 
revidieren. Planer haben ein verständliches In­
teresse an Planungssicherheit und können nur 
schwer mit evolutionären Prozessen umgehen.

Personenorientiere Politikberatung

Sowohl zum Abbau von Vorurteilen als auch als 
Instrument zur Förderung von Kreativität in Um- 
weltplanungen bei den unterschiedlichen gesell­
schaftlichen Akteuren scheinen (organisierte) 
Kommunikationsprozesse sinnvoll, die ich als

personenorientierte Politikberatung bezeichnen
möchte.

Für sie lassen sich folgende Ziele formulieren:

- Politische Entscheidungen werden als Urteils­
und Handlungsgewohnheiten von Menschen aufge­
faßt. Es muß versucht werden, diese in einem 
Sei bstref1exionsprozeß besser zu verstehen.

- ProblemeinSchatzungen und -lösungswege sollen 
als "immer vorläufig" verstanden werden. Sie 
stellen einen permanenten nicht abschließba­
ren gesellschaftlichen Prozeß dar.

- Versuche gesellschaftlicher Konsensfindung 
sollen unter Einbindung von Laien, Experten 
und gesellschaftlich relevanten Akteuren er- 
folgen .

Umwelt-Workshops

Personenorientierte Politikberatung kann als 
persönlicher Interaktionsprozeß zwischen Ver­
tretern unterschiedlicher gesellschaftlicher 
Gruppen in ein- bis dreitägigen Workshops orga­
nisiert werden.

Ein Beispiel für solch ein Dialoginstrument ist 
der gruppendynamisch organisierte Umwelt-Work­
shop. Das Ziel solcher Veranstaltungen liegt 
nicht in Konflikte verdeckender Harmonisierung. 
Es geht um Standortprazisierung und das Ermög­
lichen eines offenen Erfahrungsaustausches. Da­
zu sind folgende Leitsätze notwendig:

- Es muß versucht werden., den Erfahrungshinter­
grund des einzelnen oder einer Gruppe durch 
ein Kennenlernen der Erfahrungen anderer zu 
erweitern. Es gilt, die Standortgebundenheit 
des eigenen Urteilens zu erkennen.

- Die ProblemeinSchätzungen und Lösungsvor­
schläge des anderen müssen im Verhältnis zu 
den eigenen als gleichermaßen legitime Be­
tracht ungsweisen anerkannt werden.

- Kein Teilnehmer darf von seiner Gruppe auf 
Standpunkte festgelegt werden, und keinem 
dürfen nach Abschluß des Workshops Konsequen­
zen für abweichendes Verhalten drohen.

Natürlich können durch eine Verbesserung der 
Kommunikationsbedingungen allein strukturell 
bedingte Interessengegensätze nicht beseitigt 
werden. Es kann aber ein Beitrag dazu geleistet 
werden, daß sie klarer faßbar werden, indem sie 
aus einem Nebel von Mißverstandnissen, Vorur­
teilen und Mißtrauen herausgearbeitet werden. 
Damit wird eine deutlichere, vielleicht schär­
fere, auf jeden Fall aber sachlichere Ausein­
andersetzung möglich.

Mit der Durchführung solcher Gruppen liegen 
erste Erfahrungen vor (vgl. Dienel & Grabe 
1985, Fiekau u. a. 1986,).

In den Anwendungsbereichen scheint es notwen­
dig, sich auf regional oder thematisch enge 
Felder zu begrenzen: Straßenplanung einer Kom­
mune, Alternativen in der Energiepolitik einer 
Stadt, Festlegung von Emissions- und Immisions- 
standards bei Luftschadstoffen, Regulierungen 
im Umgang mit Haushaltschemikalien, Umgang mit 
Waldsterben usf..
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